
 
 

SATZUNG  
 
 

der Stadt Landshut über die förmliche Festlegung des  

Sanierungsgebiets „Innenstadt“  

Vom       

 

Die Stadt Landshut erlässt aufgrund des § 142 Abs. 3 Satz 1 des Baugesetzbuches 

(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl I S. 2414), zu-

letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl I S. 1509), und 

des Artikel 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl S. 796, BayRS 2020-1-1-l), zuletzt ge-

ändert durch Art. 65 des Gesetzes vom 24.07.2012 (GVBl S. 366) folgende Satzung: 

 

§ 1 
 

Festlegung des Sanierungsgebietes 
 

Im nachfolgend näher beschriebenen Gebiet liegen städtebauliche Missstände vor. 

Dieser Bereich soll durch städtebauliche Sanierungsmaßnahmen wesentlich verbes-

sert und umgestaltet werden.                                                                                              

Das insgesamt ca. 30 ha umfassende Gebiet wird hiermit förmlich als Sanierungsge-

biet festgelegt und erhält die Bezeichnung „Innenstadt“. 

 

Das Sanierungsgebiet umfasst alle Grundstücke und Grundstücksteile innerhalb der 

im Lageplan M = 1:5000 des Baureferats – SG Sanierungsstelle – vom 26.04.2013 

eingetragenen Grenze. Dieser ist Bestandteil der Satzung und als Anlage beigefügt. 

Werden innerhalb des Sanierungsgebiets durch Grundstückszusammenlegungen 

Flurstücke aufgelöst und neue Flurstücke gebildet oder entstehen durch Grund-

stücksteilungen neue Flurstücke, sind auf diese insoweit die Bestimmungen dieser 

Satzung ebenfalls anzuwenden. 

 

§ 2 
 

Bestimmung des Verfahrens 
 

Die Sanierungsmaßnahme wird im vereinfachten Verfahren durchgeführt. Die An-

wendung der besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften der §§ 152 bis 156a 

BauGB ist gem. § 142 Abs. 4 BauGB ausgeschlossen. 

 

 

 

 



 

§ 3 
 

Genehmigungspflichten 
 

Die Vorschriften des § 144 BauGB über genehmigungspflichtige Vorhaben und 

Rechtsvorgänge finden Anwendung mit Ausnahme von § 144 Abs. 2 BauGB. 

 

 

§ 4 
 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung wird gemäß § 143 Abs. 1 BauGB mit ihrer Bekanntmachung rechts-

verbindlich. 

 

 

Landshut, den  

STADT LANDSHUT 

 

 

 

Hans Rampf 

Oberbürgermeister 

 

 

Hinweise: 

Gleichzeitig wird gem. § 215 Abs. 2 BauGB auf die Voraussetzungen für die Gel-

tendmachung der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und von Män-

geln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen hingewiesen. 

Es werden nachfolgend die §§ 214 und 215 Abs. 1 BauGB im Wortlaut bekannt ge-

geben.


